
DAS VOM WIND ZUGESCHLAGENE EISENTOR
Michael Peus

Vor offensichtlichen Gefahren des Alltags muss man nicht warnen. Verschäfte
Verkehrssicherungspflichten gegenüber einer Person begründen keine allgemeine
Verschärfung der Verkehrssicherungspflicht.
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FLOHBEFALL NACH KATZENSITTING: KEINE
HAFTUNG DES TIERHALTERS
Michael Peus

Wer als Freundschaftsdienst eine Katze in der Wohnung des Halters hütet,
während dieser ortsabwesend ist, hat bei einem anschließenden Flohbefall keinen
Schadensersatzanspruch gegen den Halter.
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VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHTEN IN
KIRCHENGEBÄUDEN
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Michael Peus

Das LG Freiburg im Breisgau setzt sich mit den Verkehrssicherungspflichten in
einem Kirchengebäude auseinander und berücksichtigt hierbei die Besonderheiten
der grundrechtlich geschützten Religionsausübung und der damit einhergehenden
Würde und Besinnlichkeit des Kirchengebäudes.
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HAFTUNGSPRIVILEG DES § 105 SGB VII, WENN DER
PRIVATHUND MIT IN DEN BETRIEB GEBRACHT
WIRD? JA SAGT DAS LAG HAMM.
Dr. Ingo Schmidt

Tierhalter haften aufgrund der Gefährdungshaftung nach § 833 BGB ohne
Verschulden. Was aber ist, wenn ein Mitarbeiter im Einvernehmen mit der
Geschäftsführung seinen privaten Hund mit in die Firma nimmt und der Hund
einen Kollegen verletzt? Ist der „Kollege Hund dann haftungsprivilegiert‟? Das
Landesarbeitsgericht Hamm hat in diesem Fall die Betriebsbezogenheit bejaht und
die Klage abgewiesen, weil die Haftung nach § 105 SGB VII ausgeschlossen ist.
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DAS WIRTSCHAFTLICHKEITSGEBOT IM
SCHADENSRECHT
Michael Peus

Das Wirtschaftlichkeitsgebot beschränkt die Möglichkeiten eines Geschädigten,
unbedacht zu disponieren. Ein privater Geschädigter hat zumindest eine
sachverständige Wertermittlung durchführen zu lassen. Ein einschlägig
geschäftserfahrenes Unternehmen hingegen hat den überregionalen
Restwertmarkt und dortige Kaufangebote zu nutzen.
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DIE DECKUNGSSUMME IST GRUNDSÄTZLICH DAS
MAXIMUM
Michael Peus

Bei einem Vergleichsschluss oder Anerkenntnis gegenüber dem geschädigten
Dritten verpflichtet sich der Versicherer grundsätzlich nur im Rahmen der
Leistungspflicht aus dem Versicherungsvertrag. Mit Erreichen der Deckungssumme
endet daher in diesen Fällen die Leistungspflicht des Versicherers gegenüber dem
Dritten.
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VERKEHRSSICHERUNGSPFLICHT: LOCH VON 60 CM
DURCHMESSER IM GEHWEG
Michael Peus

Das OLG Karlsruhe bekräftigt in seiner Entscheidung den Grundsatz, dass ein
Verkehrsteilnehmer stets gehalten ist, auf Verkehrswege und deren Begehbarkeit
zu achten. Selbst wenn ein 10cm tiefes Loch im Gehweg eine
Verkehrssicherungspflichtverletzung darstellt, ist ein hoher Mitverschuldensanteil
des geschädigten Verkehrsteilnehmers zu berücksichtigen.
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UNTER NACHBARN: GERECHTFERTIGTER ABSCHUSS
EINER DROHNE
Michael Peus

Das Amtsgericht Riesa hat für den Abschuss einer Drohne mit einem Luftgewehr
eine Rechtfertigung nach § 228 BGB angenommen, als die Drohne das
Privatgrundstück überflog und der Familie des Schützen „nachstellte“.

SCHLÜNDER | RECHTSANWÄLTE | Bismarckstraße 16  | 59065 Hamm | Deutschland
Tel. 02381 921 55-0 | FAX 02381 921 55-99 | Mail hamm@schluender.info

https://schluender.info/verkehrssicherungspflicht-loch-von-60-cm-durchmesser-im-gehweg20191007/
https://schluender.info/verkehrssicherungspflicht-loch-von-60-cm-durchmesser-im-gehweg20191007/
https://schluender.info/unter-nachbarn-gerechtfertigter-abschuss-einer-drohne/
https://schluender.info/unter-nachbarn-gerechtfertigter-abschuss-einer-drohne/


DER BGH ZU SCHOCKSCHÄDEN
Michael Peus

Bundesgerichtshof, Urteil vom 21.5.2019 — Aktenzeichen: VI ZR 299/17

Der Bundesgerichtshof bestätigt anlässlich eines Behandlungsfehlers die
Rechtsprechung zu Schockschäden und stellt klar, dass erstattungspflichtige
Schockschäden kein Unfallereignis voraussetzen, sondern auch — beispielsweise —
bei fehlerhafter ärztlicher Behandlung möglich seien.

Leitsatz
Die zum „Schockschaden“ entwickelten Grundsätze (vgl. …) sind auch in dem Fall
anzuwenden, in dem das haftungsbegründende Ereignis kein Unfallereignis im
eigentlichen Sinne, sondern eine fehlerhafte ärztliche Behandlung ist. Eine
Rechtfertigung dafür, die Ersatzfähigkeit von „Schockschäden“ im Falle ärztlicher
Behandlungsfehler weiter einzuschränken als im Falle von Unfallereignissen,
besteht grundsätzlich nicht. (amtlicher Leitsatz, gekürzt)

Sachverhalt
Ein Patient wird fehlerhaft im Krankenhaus behandelt und erfuhr einen
lebensbedrohlichen Zustand. Er einigte sich mit dem Versicherer des
Krankenhauses. Seine Ehefrau verfolgt Schadensersatz nach der Rechtsprechung
zu Schockschäden, weil sie wegen der lebensbedrohlichen Situation ihres Mannes
in Depressionen verfallen sei.

Die Ehefrau blieb in den Instanzen erfolglos. Das Landgericht wies die Klage
zurück, weil ihr Ehemann nicht unmittelbar verstorben sei. Das Berufungsgericht
wies die Berufung zurück, weil sich lediglich das allgemeine Lebensrisiko der
Erkrankung verwirklicht habe.

Entscheidung
Der Bundesgerichtshof hat die Entscheidung aufgehoben und den Rechtsstreit an
das Berufungsgericht zurückverwiesen. Denn ein Schockschaden setze kein
Unfallereignis voraus. Auch im Rahmen der Arzthaftung könne einem Angehörigen
Schmerzensgeld wegen eines Schockschadens zustehen. Das Berufungsgericht
muss nun — mit dem strengen Beweismaß des § 286 ZPO — prüfen, ob die
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gesundheitlichen Beeinträchtigungen der Klägerin auf der
behandlungsfehlerbedingten Verschlechterung des Gesundheitszustands ihres
Ehemannes zurückgingen.

Wesentliches aus der Entscheidung:

die zum „Schockschaden“ entwickelten Grundsätze sind auch anwendbar,
wenn das schadensbegründende Ereignis kein Unfallgeschehen, sondern eine
fehlerhafte ärztliche Behandlung ist

außerhalb der Schockschäden genügt für die Schadensersatzpflicht für
psychische Auswirkungen einer Verletzungshandlung grundsätzlich die
hinreichende Gewissheit, dass die psychisch bedingte
Gesundheitsbeschädigung ohne die Verletzungshandlung nicht aufgetreten
wäre; einer organischen Ursache der psychischen Beeinträchtungen bedarf
es grundsätzlich nicht

im Rahmen der Schockschäden ist eine Korrektur notwendig, weil das
gewöhnliche Maß von Trauer, Mitleid und seelischem Schmerz nach dem
Willen des Gesetzgebers nicht erstattungspflichtig ist; eine
Erstattungsfähigkeit kommt erst dann in Betracht, wenn Intensität, Art bzw.
Dauer der psychischen Leiden das durchschnittliche Maß überschreiten

gerade in Fällen psychischer Gesundheitsbeeinträchtigungen bedarf der
Zurechnungszusammenhang einer gesonderten Prüfung

Schutzzweck der Norm:die geltend gemachte Rechtsgutsverletzung bzw. der
geltend gemachte Schaden müssen nach Art und Entstehungsweise unter
den Schutzzweck der verletzten Norm fallen; hieran fehlt es in der Regel,
wenn der Sachverhalt dem allgemeinen Lebensrisiko zuzuordnen ist

wenn der Geschädigte das schadensauslösende Ereignis in neurotischem
Streben nach Versorgung und Sicherheit zum Anlass nimmt, den
Schwierigkeiten und Belastungen des Erwerbslebens auszuweichen, fehlt es
an dem erforderlichen Zurechnungszusammenhang; entsprechendes kann
gelten, wenn das schädigende Ereignis ganz geringfügig ist (Bagatelle), nicht
gerade speziell eine Schadensanlage des Verletzten trifft und die psychische
Reaktion deshalb im konkreten Fall schlechterdings nicht mehr verständlich
ist

bei Schockschäden fehlt es ferner an dem notwendigen
Zurechnungszusammenhang, wenn der Dritte dem unmittelbar Geschädigten
nicht nahe stand; auch dann verwirklicht sich nur das allgemeine
Lebensrisiko

es gilt für den Beweis des Kausalzusammenhangs zwischen
Gesundheitsverschlechterung und den gesundheitlichen Folgen des Dritten
der Strengbeweis, § 286 ZPO
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PRIVATE ALS VERWALTUNGSHELFER, § 839 BGB
Michael Peus

Bundesgerichtshof, Urteil vom 6.6.2019 — Aktenzeichen: III ZR 124/18

Der BGH bestätigt, dass auch Privatpersonen Beamte im staatshaftungsrechtlichen
Sinne sind, wenn sie in Ausübung einer ihnen anvertrauten öffentlichen Tätigkeit
gehandelt haben. Erfolgt die Aufstellung von Verkehrszeichen zur Herbeiführung
deren Wirksamkeit, sind die Mitarbeiter des Unternehmens als Verwaltungshelfer
anzusehen.

Leitsatz
Die Mitarbeiter eines privaten Unternehmens, die zur Ausführung einer
verkehrsbeschränkenden Anordnung der Straßenbaubehörde und des der
Anordnung beigefügten Verkehrszeichenplans (§ 45 Abs. 2 und 6 StVO)
Verkehrsschilder nicht ordnungsgemäß befestigen, handeln als Verwaltungshelfer
und damit als Beamte im haftungsrechtlichen Sinne. Ihre persönliche Haftung
gegenüber einem durch das Verkehrsschild Geschädigten scheidet daher gemäß
Art. 34 Satz 1 GG aus (Bestätigung und Fortführung von BGH, Urteil vom 9.
Oktober 2014 — III ZR 68/14, NJW 2014, 3580).

Sachverhalt
Die Klägerin ist Eigentümerin und Halterin eines Kraftfahrzeugs. Sie hat
vorgetragen, ihr sei am 07.10.2014 im Baustellenbereich ein eine
Geschwindigkeitsbeschränkung anordnendes Verkehrsschild (Zeichen 274)
entgegengeflogen, das auf dem rechten Standstreifen aufgekommen und gegen
die Beifahrerseite ihres Fahrzeuges geschlagen sei. Das Schild habe sich gelöst,
weil es von der Beklagten nicht ordnungsgemäß befestigt worden sei.
(Sachverhaltszusammenfassung des BGH)

Entscheidung
Ein Beamter im staatshaftungsrechtlichen Sinn haftet grundsätzlich nicht
persönlich, § 839 BGB.
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Die Verkehrsregelung ist eine hoheitliche Aufgabe, § 45 StVO.
Verkehrsbeschränkende Regelungen gehören zur Eingriffsverwaltung.

Auch die tatsächliche Umsetzung der Vorgabe, also das Aufstellen und Anbringen
der Schilder, stellt eine hoheitliche Aufgabe dar. Selbst wenn es sich (entgegen
BGH im Urteil vom 29.11.1973, Az. III ZR 211/71) um eine Maßnahme der
Verkehrssicherung handeln würde, wäre sie untrennbar mit der Verkehrsregelung
verbunden und deshalb hoheitlich. Denn Verkehrsregelungen und Handlungen, die
überhaupt erst zur Wirksamkeit der Regelungen führen, seien in gleichem Maße
bedeutsame hoheitliche Tätigkeiten und haftungsrechtlich einheitlich zu
betrachten.

Wenn die Zielsetzung hoheitlicher Tätigkeit zuzurechnen ist und zwischen dieser
Zielsetzung und der schädigenden Handlung ein so enger äußerer und innerer
Zusammenhang besteht, dass die Handlung ebenfalls als noch dem Bereich
hoheitlicher Betätigung angehörend angesehen werden muss, handelt eine Person
in Ausübung des ihr anvertrauten Amtes. Dabei sei auf die Aufgabe, deren
Wahrnehmung die im konkreten Fall ausgeübte Tätigkeit dient, abzustellen; auf die
Person selbst komme es nicht an.

Neben Beliehenen gibt es die — vorliegend relevanten – Verwaltungshelfer. Als
haftungsrechtlich privilegierter Verwaltungshelfer ist jemand dann anzusehen,
wenn die Betätigung des Privaten mit der hoheitlichen Aufgabe sehr eng
verbunden ist und die öffentliche Hand auf die Durchführung der Arbeiten so viel
Einfluss nimmt, dass der Private gleichsam als bloßes „Werkzeug“ oder
„Erfüllungsgehilfe“ des Hoheitsträgers handelt.

Weil die öffentliche Hand — vorliegend — auf die Durchführung der Arbeiten der
Eingriffsverwaltung durch die Privaten derart Einfluss genommen hat, dass die
Mitarbeiter der Beklagten gleichsam als bloße „Werkzeuge“ oder „verlängerte
Arme“ handelten, weil ihre verkehrsbeschränkende Anordnung strikt umzusetzen
war, handelten diese Arbeiter als Verwaltungshelfer. Denn der
Verkehrszeichenplan gab präzise vor, welches Verkehrsschild an welcher Stelle
aufzustellen war. Ein eigener Entscheidungs- und Ermessensspielraum kam ihnen
bei der Umsetzung nicht zu.

Allgemeines aus der Entscheidung:

Je stärker der hoheitliche Charakter der Aufgabe in den Vordergrund tritt, je
enger die Verbindung zwischen der übertragenen Tätigkeit und der von der
öffentlichen Hand zu erfüllenden hoheitlichen Aufgabe und je begrenzter der
Entscheidungsspielraum des Privaten ist, desto näher liegt es, ihn als
Beamten im haftungsrechtlichen Sinne anzusehen. Jedenfalls im Bereich der
Eingriffsverwaltung kann sich die öffentliche Hand der Amtshaftung für
fehlerhaftes Verhalten ihrer Bediensteten grundsätzlich nicht dadurch
entziehen, dass sie die Durchführung einer Maßnahme durch
privatrechtlichen Vertrag auf einen privaten Unternehmer überträgt.



Ob die Rechtsfigur des Verwaltungshelfers im gesamten Bereich der
staatlichen Daseinsvorsorge Anwendung findet, lässt der BGH hier offen.
Jedenfalls in der vorliegenden Konstellation wäre dies zu bejahen (, würde
man den Sachverhalt wegen des Straßenbaus unter die Daseinsvorsorge
subsumieren), weil eine sehr enge Verbindung zur Eingriffsverwaltung
vorliegt.

Für Geschwindigkeitsbegrenzungen sind grundsätzlich die
Straßenverkehrsbehörden zuständig, § 45 Abs. 3 StVO. Wenn sie zur
Durchführung von Straßenbauarbeiten getroffen werden, sind die
Straßenbaubehörden zuständig, § 45 Abs. 2 S.1+4 StVO.
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